
Aus der Gemeinderatssitzung am 19.03.2018 

 

Vor Eintritt in die Tagesordnung gratulierte Bürgermeister Nils Drescher dem Bürgerbusverein für 

20.000 Fahrgäste in zwei Jahren. Den Sportkeglerinnen des SKC Blau-Weiß/Gut Holz überbrachte er 

die Glückwünsche der Gemeinde zur dritten Deutschen Meisterschaft in Folge. Lob galt auch der IG 

Vereine für den – trotz des frostigen Winterwetters – sehr gelungenen Sommertagzug. 

 

TOP Ö 1 

Anfragen und Anregungen der Bürgerinnen und Bürger 

Herr Ruebeling bedauerte im Hinblick auf den Tagesordnungspunkt „Bebauungsplan Kantstraße – 

Nord“, dass der Nachbarschaftsverband Mannheim einen Flächenausgleich abgelehnt habe. In der 

Änderung des Flächennutzungsplanes sei das Baugebiet „Antoniusquartier“ noch nicht enthalten. Er 

hielt es daher für erforderlich, die Vergabe von Planungsleistungen für das Baugebiet „Kantstraße – 

Nord“ zu verschieben. 

 

Herr Hasner sprach die Parksituation im Bereich Brauereistraße an, die seines Erachtens chaotisch 

sei. 

BGM Drescher sicherte eine Überprüfung vor Ort zu.  

 
TOP Ö 2 
Errichtung der Anstalt ITEOS durch Beitritt der Zweckverbände KDRS, KIRU und KIVBF zur 
Datenzentrale Baden-Württemberg und Vereinigung der Zweckverbände KDRS, KIRU und KIVBF 
zum 
Gesamtzweckverband 4IT am 01.07.2018 
a) Ursachen für die Fusion 

Eine 2014 eingeleitete Prüfung der bisherigen Zusammenarbeit der Datenzentrale Baden-

Württemberg (DZ BW) und der Zweckverbände KDRS, KIRU und KIVBF zur Versorgung der baden-

württembergischen Kommunen und ihrer Einrichtungen mit Leistungen der Informationstechnik hat 

gezeigt, dass die wirtschaftliche Aufgabenerledigung in der heutigen Struktur des 

Datenverarbeitungsverbunds Baden-Württemberg (DVV BW) nicht dauerhaft gewährleistet ist.  

Die partnerschaftliche Potenzialanalyse („commercial due diligence“) kam zu dem Ergebnis, dass mit 

der Zusammenführung der Geschäftstätigkeit aller vier Einrichtungen eine zukunftsfähige 

Organisation mit Wirtschaftlichkeitseffekten in einer Größenordnung von ca. 25 Millionen Euro 

innerhalb von fünf Jahren ab Fusion geschaffen werden kann. Gleichzeitig versetzt sich der DVV BW 

damit in die Lage, kommunales Wissen und IT-spezifisches Know-how für die Zukunft zu sichern.  

Dies fördert die weitere Vereinheitlichung und Standardisierung der kommunalen Strukturen und 

Verfahren der Informationstechnik und trägt in Kooperation mit dem Land zum Ausbau einer 

modernen bürgerfreundlichen Verwaltung in Baden-Württemberg bei. 

b) Gesetzlicher Rahmen 

Den rechtlichen Rahmen für die Zusammenführung bildet das Gesetz zur Änderung des ADV-

Zusammenarbeitsgesetzes und anderer Vorschriften, das am 28. Februar 2018 vom Landtag 

beschlossen wurde, s. hierzu Anlage 1. 

Es ist beabsichtigt, dass die Zweckverbände KDRS, KIRU und KIVBF durch gleichlautenden Beschluss in 

ihren Verbandsversammlungen der DZ BW beitreten. Dabei bringen sie jeweils ihr gesamtes 

Vermögen im Wege der Gesamtrechtsnachfolge durch Ausgliederung (§§ 123ff UmwG) in die DZ BW 

ein, die damit per Gesetz zu ITEOS wird, einer Anstalt des öffentlichen Rechts, welche für die 



Kommunen die bisherigen Aufgaben der DZ BW und der Zweckverbände übernimmt, s. hierzu Anlage 

2.  

 

Unmittelbar darauf schließen die Zweckverbände sich zum Gesamtzweckverband 4IT zusammen.  

Die Unternehmensformen wurden so gewählt, dass die bisherige Inhouse-Fähigkeit für eine 

Beauftragung seitens der künftigen Träger vergaberechtskonform gewährleistet bleibt. 

c) Vermögensentwicklung 

Zum Gesamtvermögen der Zweckverbände und der DZ BW werden jegliche Aktiv- und 

Passivvermögen, sämtliche Arbeits-, Beamten- und sonstigen Dienstverhältnisse, alle bilanzierten 

und nicht bilanzierten Rechte und Pflichten sowie die jeweiligen Tochtergesellschaften gezählt. 

Voraussetzung für die Fusion ist ein ausgewogener Vermögensausgleich. Die Fusionspartner haben 

vereinbart, dass die Zweckverbände im Gegenzug für ihr eingebrachtes Gesamtvermögen folgende 

Stammkapitalanteile an ITEOS zugewiesen bekommen: KIRU 22%, KDRS 22%, KIVBF 44%. Die übrigen 

Anteile (12 %) werden vom Land Baden-Württemberg gehalten.  

Die Zuweisung der Stammkapitalanteile wurde auf Basis des vorläufigen Vermögensausgleichs so 

vereinbart, dass Nachschusspflichten ausgeschlossen sind, s. hierzu Anlage 3. 

Als Stichtag für den endgültigen Vermögensausgleich wird für alle Unternehmenseinheiten der 

30.06.2018 angesetzt. Die abschließende Bewertung durch ein Unternehmenswertgutachten erfolgt 

zum 30.06.2018 vorbehaltlich anschließender Beschlussfassung durch den Verwaltungsrat und die 

Verbandsversammlung des Gesamtzweckverbands 4IT im Dezember 2018. 

Wie hoch dieses Gesamtvermögen sein wird, steht aufgrund der ausstehenden Jahresabschlüsse der 

Fusionspartner zum 31.12.2017 und 30.6.2018 noch nicht endgültig fest. Die Anteile der 

Mitgliedskommunen an den heutigen Zweckverbänden bleiben mit dem Beitritt der Zweckverbände 

zur DZ BW wertmäßig unverändert.  

d) Mitwirkungsmöglichkeiten 

Unmittelbar nach ihrem Beitritt zur DZ BW vereinigen sich die drei Zweckverbände KDRS, KIRU und 

KIVBF zum neuen Gesamtzweckverband 4IT, der gemeinsam mit dem Land die Trägerschaft von 

ITEOS ausübt und dafür mit den erforderlichen Aufsichts- und Kontrollfunktionen ausgestattet wird, 

s. hierzu Anlage 4. Weitere Einzelheiten regelt der Fusionsvertrag, s. hierzu Anlage 5. 

21 der insgesamt 26 Verwaltungsratsmitglieder der ITEOS werden aus den heutigen 

Verbandsgebieten der Zweckverbände KDRS, KIRU und KIVBF entsendet. Jeweils vier dieser 

kommunalen Verwaltungsratsmitglieder kommen aus den bereits bestehenden fünf 

Mitgliedersegmenten, das 21. Mitglied repräsentiert die Mitglieder, die keinem Segment direkt 

zuzuordnen sind (z.B. kommunale oder regionale Verbände). Damit ist gewährleistet, dass alle 

Mitgliedersegmente gleich stark vertreten sind und über den Verwaltungsrat Einfluss auf die 

Entwicklung von ITEOS nehmen können. 

Zusätzlich kann die Verbandsversammlung für jedes der fünf bekannten Mitgliedersegmente einen 

dauerhaften Mitgliederbeirat einrichten, aus dem wiederum Vertreter in den Organisationsbeirat 

von ITEOS entsendet werden, um die spezifischen Anforderungen der von ihnen vertretenen 

Kommunen an das Produktportfolio in den weiteren Entscheidungsprozess einzubringen.  

Der Gesamtzweckverband 4IT verfügt über kein eigenes Vermögen und finanziert sich über Umlagen, 

die nach einem von seiner Verbandsversammlung festgelegten Schlüssel erhoben werden. 

III.  Zusammenfassung 
Ziel des Beitritts der Zweckverbände KDRS, KIRU und KIVBF zur DZ BW und der Fusion der 

Zweckverbände zum Gesamtzweckverband 4IT ist der Erhalt einer wettbewerbs- und zukunftsfähigen 



kommunalen IT in Baden-Württemberg. Dabei liegt der Fokus auf der dauerhaften Verbesserung von 

Leistungen (Qualität, Service und Kosten) für Bestands- und Neukunden, indem die lokalisierten 

Synergien in den Leistungsprozessen sukzessive realisiert werden.  

 

Die Entgelte für die von den Mitgliedern der Zweckverbände bezogenen Leistungen werden für eine 

Übergangszeit nach den heutigen Verbandsgebieten gesplittet, damit kein Verbandsmitglied 

gemessen am Status quo durch die Fusion schlechter gestellt wird, s. hierzu Anlage 6.  

Ferner werden die Mitglieder über eine Gremienstruktur verstärkt am Aufbau und an der 

Weiterentwicklung der Produkte und Dienstleistungen beteiligt. 

Eine gemeinsame Trägerschaft durch den Gesamtzweckverband 4IT und das Land Baden-

Württemberg sichert ITEOS, und damit der kommunalen IT, eine zukunftsfähige Neustruktur. Die 

Kooperation zwischen dem Land und den Kommunen im Bereich der Informationstechnik und die 

Anbindung kommunaler Verfahren an die Verfahren der Landesbehörden sind wesentlich für den 

Ausbau einer bürgerfreundlichen digitalisierten Verwaltung. Dadurch wird die Produktivität des 

Unternehmens gesteigert, was dabei hilft, die Leistungsfähigkeit der kommunalen Verwaltung zu 

sichern. 

 

BGM Drescher stellte eingangs fest, dass das Rechenzentrum für die Gemeinde ein unersetzbarer 

Partner sei und man bereits einige Fusionen hinter sich gebracht habe. 

GR Jutta Schuster (CDU) meinte, dass eine „Mammutbehörde“ entstünde, wobei die Kommunen 

nicht mehr so wie bisher vertreten seien und dadurch der Einfluss geringer werde. Man könne nur 

hoffen, dass die angekündigten Verbesserungen bei Qualität, Service und Kosten auch tatsächlich 

eintreten. 

GR Dr. Stephan Verclas (PL) sagte, dass das Land am “längeren Hebel” sitze und die Gemeinden 

abhängig seien. Durch die Fusion würde, nach seiner Auffassung, „kein Riese sondern ein Zwerg“ 

entstehen und es würde sich um einen viel zu kurzen Schritt in Richtung Zukunft handeln.  

GR Jutta Schneider (SPD) erklärte, dass man „wohl oder übel“ zustimmen müsse, zumal es keine 

Alternativen gebe.  Die angekündigten Einsparungen würden wohl durch Personalabbau erzielt.  

Positiv  sei, dass die Umlage für die Gemeinde wahrscheinlich sinke. 

GR Sigrid Schüller (GLP) äußerte die Hoffnung, dass die Verwaltung von der Fusion profitiere und dass 

sich die Rationalisierung in der Kasse der Gemeinde bemerkbar mache. 

 

Beschlussvorschlag: 

1. Der Gemeinderat nimmt den Sachverhalt zur Kenntnis und stimmt dem Beitritt des 
Zweckverbands KIVBF zur Datenzentrale Baden-Württemberg und der Vereinigung mit den 
Zweckverbänden KDRS und KIRU zum Gesamtzweckverband 4IT zu.  

2. Der Gemeinderat beauftragt den Bürgermeister in der Verbandsversammlung des 
Zweckverbandes KIVBF die Organe des Zweckverbands zum Vollzug aller hierzu notwendigen 
Handlungen zu bevollmächtigen.  

Zu den notwendigen Handlungen gehören (insbesondere): 

a. die Zustimmung zum Beitritt des Zweckverbands KIVBF zur Datenzentrale Baden-
Württemberg durch Vereinbarung der Änderung der Satzung der Datenzentrale Baden-
Württemberg 

b. die Zustimmung zum vorgesehenen Vermögensausgleich 
c. die Zustimmung zur Verschmelzung der Betriebsgesellschaften KIRU, KRBF und RZRS zu einer 

hundertprozentigen Tochter der aus der Datenzentrale Baden-Württemberg mit Beitritt der 
Zweckverbände hervorgehenden ITEOS (AöR) 



d. die Zustimmung zum Fusionsvertrag der drei Zweckverbände KDRS, KIRU und KIVBF und ihrer 
Tochtergesellschaften sowie der Datenzentrale Baden-Württemberg 

e. die Zustimmung zur Vereinigung der drei Zweckverbände KDRS, KIRU und KIVBF zum 
Gesamtzweckverband 4IT 

 

Einstimmig angenommen. GR Hohl (ALP) fehlte bei der Aussprache bzw. Abstimmung 
 
TOP Ö 3 
Bildung eines Festausschusses für die 1250-Jahrfeier im Jahr 2021 
Für die Vorbereitung der 1250-Jahrfeier der Gemeinde in 2021 soll ein beratender Festausschuss 

gebildet werden. Neben dem Gemeindejubiläum stehen in 2021 weitere Festlichkeiten an: 125 Jahre 

Freiwillige Feuerwehr, 40 Jahre Partnerschaft mit Castelnau-le-Lez, 75 Jahre Angelsportverein. 

Gemäß § 41 Abs. 1 Gemeindeordnung für Baden-Württemberg (GemO) kann der Gemeinderat zur 

Vorberatung seiner Verhandlungen (oder einzelner Verhandlungsgegenstände) beratende 

Ausschüsse bestellen. Beratende Ausschüsse können aufgrund einer Bestimmung der Hauptsatzung, 

einer sonstigen Satzung, der Geschäftsordnung oder durch Gemeinderatsbeschluss gebildet werden. 

Die bisherige Bildung erfolgte durch Gemeinderatsbeschluss. 

Die beratenden Ausschüsse werden aus der Mitte des Gemeinderats gebildet. In die beratenden 

Ausschüsse können durch den Gemeinderat sachkundige Einwohner widerruflich als Mitglieder 

berufen werden. Das Wahlverfahren ist dabei dem Gemeinderat überlassen. Zunächst ist Einigung 

(einstimmige offene Wahl ohne Gegenstimme/Enthaltung) über Verteilung der Sitze auf die Parteien, 

sowie die personelle Besetzung der ordentlichen Mitglieder/Stellvertreter) anzustreben. Wird keine 

Einigung erzielt, kann (Verhältnis-)Wahl wie bei beschließenden Ausschüssen gem. § 40 Abs. 2 GemO 

erfolgen oder es wird die Wahl einzelner Mitglieder nacheinander im Sinne des § 37 Abs. 7 GemO 

durchgeführt. Die Besetzung erfolgte bisher in beratenden Ausschüssen mit jeweils 8 

Ausschussmitgliedern und 8 Stellvertretern. Hinzu kämen 8 sachkundige Einwohner: Dies sind der 

Vorsitzende der IG Vereine und dessen Stellvertreter, die Vorsitzenden des Heimat und Kulturvereins 

des Deutschen Roten Kreuzes und des Partnerschaftsvereins, der Feuerwehrkommandant, und die 

beiden Kirchengemeinderatsvorsitzenden. 

Nach der Sitzverteilung im Gemeinderat und der erreichten absoluten Stimmenzahl kämen der CDU- 

Fraktion 3 Mitglieder/Stellvertreter, der PlaLi- und der SPD-Fraktion je 2 Mitglieder/Stellvertreter und 

der GLP-Fraktion 1 Mitglied/Stellvertreter in den Ausschüssen zu. Auch der ALP sollte ein Sitz 

zugewiesen werden, wonach die tatsächliche Zahl der Ausschussmitglieder auf 9 erhöht werden 

würde. 

 

BGM Drescher gab zunächst bekannt, dass 2021 weitere Jubiläen anstehen: So feiere die Freiwillige 

Feuerwehr ihr 125-jähriges Bestehen, auf 40 Jahre Partnerschaft mit Castelnau-le-Lez könne man 

zurückblicken und den Angelsportverein gibt es seit 75 Jahren. Wichtig seien ihm im Vorfeld zwei 

Dinge: Zum einen, dass man rechtzeitig mit den Planungen anfange, zum anderen die intensive 

Beteiligung der Bürgerinnen und Bürger sowie der Vereine. 

GR Sigrid Schüller (GLP) bat darum, beim Angelsportverein anzufragen, ob aus dessen Reihen eine 

Beteiligung am Festausschuss gewünscht werde? 

Ausschussmitglieder aus den Reihen des Gemeinderates: 

Gemeinderätin/Gemeinderat    Stellvertreter 

 

Jutta Schuster (CDU)     Oskar Sessler (CDU) 



Prof. Dr. Udo Weis (CDU)    Hans-Peter Helmling (CDU) 

Dr. Felix Geisler (CDU)     Andreas Wolf (CDU) 

Gerhard Waldecker (PL)    Dr. Ulrike Klimpel-Schöffler (PL)# 

Dr. Stephan Verclas (PL)    Fredi Engelhardt (PL) 

Christine Grimm (SPD)     Dr. Dr. Ulrich Mende (SPD) 

Jutta Schneider (SPD)           “  “ 

Thomas Burger (GLP)     Sigrid Schüller (GLP) 

Ulf-Udo Hohl (ALP) 

 

Beschlussvorschlag: 

Der Gemeinderat beschließt die Bildung eines Festausschusses wie im Sachverhalt dargestellt.  

 

Einstimmig angenommen. 

 
TOP Ö 4 
Bebauungsplan Kantstraße – Nord 
Beauftragung von Planungsleistungen 
In der Ausschusssitzung am 06.03.2018 haben zwei Planungsbüros städtebauliche Entwürfe für die 

Entwicklung eines Wohngebietes im Bereich nördlich der Kantstraße vorgestellt. 

Der Bebauungsplanaufstellungsbeschluss wurde bereits in der Sitzung am 20.11.2017 gefasst. 

Die Ausschussmitglieder sprachen sich für eine Beauftragung des Stadtplanungsbüros Gerhardt aus 

Karlsruhe aus. 

Das Honorarangebot beläuft sich auf 27.289 EUR (brutto). Das Angebot entspricht der HOAI und 

berücksichtigt die Pauschalzahlung in Höhe von 2.000 EUR für den städtebaulichen Entwurf. 

Das Honorarangebot wird zusammen mit dem städtebaulichen Entwurf zu den Fraktionssitzungen 

aufgelegt. 

 

BGM Drescher berichtete von 70 Anfragen wegen Baugrundstücken. Es bestehe ein großer 

Wohnraumbedarf im Nachbarschaftsverband Mannheim, und speziell in Plankstadt fehle es an 

Wohnungen und Grundstücken. 

Er gab bekannt, dass am 27. April die Bürgerinnen und Bürger zu einer Informationsveranstaltung 

zum Baugebiet Kantstraße – Nord eingeladen werden. 

BAL Ernst erläuterte den städtebaulichen Entwurf des Planungsbüros Gerhardt. 

GR Andreas Berger (CDU) sprach von einem logischen nächsten Schritt. Der Entwurf sei stimmig und 

„sehe nicht schlecht aus.“ Es gebe aber noch viele Details zu klären. 

GR Gerhard Waldecker (PL) verwies auf frühere Stellungnahmen seiner Fraktion, welche von der 

Erschließung der Baugebietes nicht begeistert sei. Man wolle aber konstruktiv mitarbeiten und sei 

vom Entwurf überzeugt. Als äußerst wichtig bezeichnete er die Ausweisung von genügend 

Stellflächen. 

GR Dr. Dr. Ulrich Mende (SPD) freute sich darüber, dass das Planungsbüro den Änderungswünschen 

des Gemeinderates sehr aufgeschlossen sei. Die Nettobaulandquote liege zwischen 65 und 70% und 

somit bei einem guten Wert. Der Anteil an Doppel- und Reihenhäusern sei relativ hoch. Es sei zu 

überlegen, eine 2-geschossige Bauweise plus Dachgeschoss zuzulassen. Grundsätzlich sei das 

Verhältnis Geschosswohnungsbau versus Reihenhausbebauung abzuwägen. Er bat abschließend um 

Prüfung, welche Schilder beim Anschluss der Castelnau-Anlage an die neue Grünanlage belassen 

werden sollen. 



GR Sigrid Schüller (GLP) verwies auf die Einwände ihrer Fraktion, die vom Landratsamt 

zurückgewiesen worden seien. Man favorisiere das Baugebiet „Antoniusquartier“ und halte es für 

schlecht, zwei Baugebiete gleichzeitig anzubieten. Das Baugebiet „Kantstraße – Nord“ verfüge über 

keinen sozialen Wohnungsbau. Es gebe große Grundstücke bis 700 m². Mit neuen Einwohnern sei 

nicht zu rechnen. 

GR Ulf-Udo Hohl (ALP) meinte, dass es „mit dem Bauland langsam zu Ende gehe.“ Letztendlich müsse 

man sich fragen, welche Interessen sich durchsetzen. Er lobte die große Erfahrung des 

Planungsbüros. 

BGM Drescher appellierte an die Kompromissfähigkeit der Ratsmitglieder. Zum einen müsse man sich 

fragen, was der Bedarf sei und zum anderen, wie wollen die Menschen wohnen und leben?  

 

Beschlussvorschlag: 

Auf der Grundlage des Honorarangebotes vom 02.03.2018 wird das Stadtplanungsbüros Gerhardt 

aus Karlsruhe mit den Planungsleistungen zur Aufstellung des Bebauungsplanes und der örtlichen 

Bauvorschriften „Kantstraße-Nord“ im beschleunigten Verfahren beauftragt. 

 

Mehrheitlich angenommen, bei 1 Gegenstimme von GR Schüller (GLP) und 1 Enthaltung von GR Hohl 

(ALP). 

 
TOP Ö 5 
Beschaffung eines Elektrofahrzeuges mit Kipperpritsche für den Friedhof 
In der Ausschusssitzung am 07.03.2018 wurde von Bauhofleiter Haaf die Ausstattung und Leistungs-

fähigkeit von 5 verschiedenen Elektrofahrzeugen für den Friedhofeinsatz ausführlich erläutert. Herr 

Haaf hat einige in der Umgebung im Einsatz befindliche Fahrzeuge besichtigt und mit den Nutzern 

gesprochen. 

Am besten geeignet für den Einsatz auf dem Friedhof ist nach Einschätzung von Herrn Haaf das 

Fahrzeug DIVACO Alke ATX230E. Zusammen mit den Sonderausstattungen (elektronische Lenkhilfe, 

Kabinenheizung und Türen mit Schiebefenster) beläuft sich das Angebot der Firma Stephan aus 

Eppelheim auf 27.290 EUR zzgl. Mehrwertsteuer. 

Die Ausschussmitglieder sprachen sich für die Beschaffung des von Bauhofleiter Haaf empfohlenen 

Fahrzeuges aus. 

Zu den Fraktionssitzungen wurden die 5 Angebotsprospekte und die Auswertung aufgelegt. 

 

GR Ulrike Breitenbücher (PL) hatte Fragen zum Verbleib des alten LKW, zum Thema Lärm und zum 

Standort des neuen Fahrzeugs. Außerdem bat sie um eine Aufstellung des bestehenden Fuhrparks 

und die Verwendung der verfügbaren Fahrzeuge. 

BGM Drescher antwortete, dass der alte LKW „abgängig“ sei. Aus Gründen des Umwelt- und 

Klimaschutzes habe man sich für ein Elektrofahrzeug entschieden. Außerdem sei aufgrund der 

Lärmentwicklung eine Verwendung von Fahrzeugen mit herkömmlichen Motoren während 

Beerdigungen nicht möglich gewesen. Der neue LKW werde im Bauhof stationiert. Die gewünschte 

Fahrzeugliste werde im UTB-Ausschuss aufgelegt. 

GR Andreas Berger (CDU) befand, dass man mit der Anschaffung vorbildlich handle. Die Fa. Stephan 

sei  als zuverlässiges Unternehmen bekannt. 

GR Gerhard Waldecker (PL) sprach von unterschiedlichen Auffassungen in seiner Fraktion und bat um 

Einzelabstimmung. 

GR Dr. Dr. Ulrich Mende (SPD) gab die Zustimmung seiner Fraktion. 



GR Sigrid Schüller (GLP) hielt das neue Fahrzeug geradezu für ideal auf dem Friedhof 

GR Ulf-Udo Hohl (ALP) verwies auf die sehr ausführlichen Gespräche zu diesem Thema. 

 

Beschlussvorschlag: 

Der Gemeinderat beschließt die Beschaffung des Elektrofahrzeuges mit Kipperpritsche DIVACO Alke 

ATX230E zum Preis in Höhe von 27.290 EUR zzgl. Mehrwertsteuer.

 
Mehrheitlich angenommen, bei 2 Gegenstimmen von GR Breitenbücher und GR Klimpel-Schöffler 
(beide PL). 
 
TOP Ö 6 
Bekanntgabe der in den nichtöffentlichen Gemeinderatssitzungen am 19.02.2018 und 01.03.2018 
gefassten Beschlüsse 
 

Nichtöffentliche Sitzung am 19.02.2018 

TOP NÖ 1 

Einstellung eines/r Gemeindevollzugbediensteten 

Nach geheimer Wahl Einstellung einer Bewerberin. 

TOP NÖ 2 

Einstellung eines/r Sachbearbeiters/in für die Liegenschaftsverwaltung 

Nach geheimer Wahl Einstellung einer Bewerberin. 

TOP NÖ 3 

Einstellung eines/r Sachbearbeiters/in (Vollzeit) für den Fachbereich Kasse 

Aufgrund der besonderen Personalsituation werden zwei Bewerberinnen eingestellt. 

Mehrheitlich angenommen. 

TOP NÖ 4 

Gewerbebaulandentwicklung „A!real III“ 

Kauf von vier weiteren Grundstücken und Grundstückstausch 

Einstimmig angenommen. 

TOP NÖ 5 

Verkauf eines Gewerbegrundstückes im Gewerbegebiet Jungholz-West 

Mehrheitlich abgelehnt. Der Bürgermeister legte im Anschluss Widerspruch gegen diesen Beschluss 

ein. 

TOP NÖ 6 

Entscheidung über die Annahme und Vermittlung von Spenden, Schenkungen und ähnlichen 

Zuwendungen nach § 78 Abs. 4 GemO 

Einstimmig angenommen. 

 

Nichtöffentliche Sitzung am 01.03.2018 

TOP NÖ 1 

Verkauf eines Gewerbegrundstückes im Gewerbegebiet Jungholz-West 

Erneute Beschlussfassung aufgrund des Widerspruchs des Bürgermeisters aus der nichtöffentlichen 

Sitzung am 19.02.20218. 

Mehrheitlich angenommen. 

 
TOP Ö 7 
Verschiedenes; Bekanntgaben des Bürgermeisters und Anfragen aus dem Gemeinderat 



BGM Drescher gab folgendes bekannt: 

 Verlängerung des Frühlingsfestes auf dem Festplatz 

 Renovierung der Kegelhalle in der Zeit vom 28.04. – 08.06.2018 

 Neubürgerempfang mit Ehrungsabend am 13.04.2018 im Gemeindezentrum 

 Französische Woche vom 16.04 – 22.04.2018 

 Nächste Gemeinderatssitzung am 23.04.2018 
 

GR Gerhard Waldecker (PL) regte an, die Lesbarkeit der Straßenschilder zu überprüfen. 

GR Ulrike Breitenbücher (PL) bat um Nachschau bezgl. von seit Wochen auf dem Gehweg 

herumstehenden Mülltonnen im Bereich der Gaststätte „Bierseidel“. 

Sie fragte an, ob sich die Gemeinde an der am 24. März weltweit stattfindenden Aktion „Lichter aus“ 

beteilige. 

BGM Drescher antwortete, dass dies wie in den Vorjahren der Fall sei. 

GR Dr. Stephan Verclas (PL) lobte den neuen “WhatsApp-Newsletter” der Gemeinde. 

GR Dr. Dr. Ulrich Mende (SPD) wies auf die gefährliche Parksituation im Kreuzungsbereich am 

Festplatz hin und bat um entsprechende Kontrollen. 

 
 


